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Gemeinde Heroldsbach - Bebauungs- und Grünordnungsplan "Bergfeld" in O-
esdorf - Frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu dem vorliegenden Entwurf, Stand: 30.04.2026, nehmen wir als Träger öffentlicher 

Belange aus wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt Stellung: 

1. Wasserversorgung, Grundwasser- und Bodenschutz 

1.1 Wasserversorgung, Grundwasserschutz 

Das Planungsgebiet liegt außerhalb festgesetzter oder vorgeschlagener Wassers-

schutzgebiete für die öffentliche Wasserversorgung und außerhalb von wasserwirt-

schaftlichen Vorrang- oder Vorbehaltsflächen. 

 
Die Wasserversorgung erfolgt durch den Zweckverband zur Wasserversorgung der 

Heroldsbacher Gruppe. 

1.2 Vorsorgender Bodenschutz 
 
Bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben mit Erd- und Tiefbauarbeiten sind 

zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen sowie 
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zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 (Bodenarbeiten im Land-

schaftsbau), DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) und DIN 19639 (Bodenschutz bei 

Planung und Durchführung von Bauvorhaben) entsprechend zu berücksichtigen. 

Im Übrigen wird im Umgang mit Bodenmaterial auf die einschlägigen Gesetze und Merkblät-

ter verwiesen: 

http://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/bodenmaterial/index.htm  

Häufige Fragen im Zusammenhang mit Bodenaushub beantwortet folgender Link: 

https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/faq_bodenaushub/index.htm 

 
2. Überschwemmungsgebiete, Hochwasserschutz und Gewässerentwicklung  

Im Planungsgebiet oder in dessen unmittelbarer Nähe befinden sich keine Gewässer. Was-

sersensible Bereiche sind ebenfalls nicht betroffen.  

Die Hinweiskarte „Oberflächenabfluss und Sturzflut“ unter https://s.bayern.de/hios liefert 

erste Anhaltspunkte für mögliche Überflutungen infolge von Starkregen. Sie gibt Hinweise 

von Sturzflutgefahren, zeigt potenzielle Fließwege und überflutungsgefährdete Geländesen-

ken auf, die in gemeindlichen Planungen und Konzeptionen für künftige Bauvorhaben, Be-

wirtschaftungsweisen und zur bedarfsweisen Fortschreibung der Alarm- und Einsatzpläne in 

den Gemeinden mittelbar Berücksichtigung finden sollten. 

Eine Verstärkung des Oberflächenabflusses infolge von Flächenversiegelung kann zu einer 

Verschärfung der Abflusssituation für den Ort selbst und für umliegende Ortschaften (Unter-

lieger) führen. Dem ist durch geeignete Maßnahmen („Schwammstadt“) entgegenzuwirken. 

Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Hanglage Richtung Oesdorf entlang der Heroldsbacher 

Straße mit wild abfließendem Oberflächenwasser zu rechnen. Die HIOS-Karte verzeichnet 

hier einen mäßigen Abfluss, der in der Planung zu berücksichtigen ist. 

Wir weisen darauf hin, dass gemäß § 37 WHG der natürliche Ablauf von wild abfließendem 

Wasser nicht zum Nachteil eines höher- oder tieferliegenden Grundstücks behindert, ver-

stärkt oder auf andere Weise verändert werden darf. Nachteilige Auswirkungen auf das örtli-

che Abflussgeschehen und die Hochwasserrückhaltung sind grundsätzlich zu vermeiden.  

Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung. 

Ob ggf. abflussverzögernde Maßnahmen zur Reduktion des Oberflächenabflusses erforder-

lich sind, kann z.B. durch Erhebung von Daten zu den örtlich vorliegenden topographischen 

http://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/bodenmaterial/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/faq_bodenaushub/index.htm
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und hydrologischen Verhältnissen (Wasserscheiden, Außeneinzugsgebiete, Hanglagen, Mul-

den, bevorzugte Fließwege, flächenhafter Wasserabfluss etc.) oder durch eine Gefährdungs- 

und Fließweganalyse sowie eine Risikobeurteilung abgeschätzt werden. 

Zur angemessenen Berücksichtigung von Sturzflutgefahren in der Bauleitplanung und Ent-

wicklungsplanung wird auf die Arbeitshilfe „Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bau-

leitplanung“ (www.stmuv.bay-ern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeits-

hilfe_kommunen_hochwasser-starkregenrisiken_bauleitplanung_ba.pdf) verwiesen. 

 
3. Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung / Gewässerschutz 

Mit der Abwasserentsorgung im Mischsystem Ableitung zur Kläranlage „Hirtenbachgruppe“ 

nach Hausen besteht Einverständnis. Dem Punkt 6.2 der Begründung wird gefolgt. 

Hinsichtlich der Niederschlagswasserbeseitigung sind folgende Regelwerke zu beachten: 

- DWA-A 102 Teil 2 für die stoffliche Emissionsbetrachtung (Nachweis der Mindestan-

forderungen)  

Eine zusätzliche stoffliche Immissionsbetrachtung über die Emissionsbetrachtung 

nach DWA-A 102 Teil 2 hinaus ist zunächst nur bei Einleitungen von Niederschlags-

wasser in leistungsschwache Oberflächengewässer angezeigt (für die Definition 

„leistungsschwache Oberflächengewässer“ sowie eine geeignete Vorgehensweise s. 

LfU-Merkblatt 4.4/22, Kap. 5).  

- DWA-Merkblatt M 153 (für die hydraulische Emissions- und Immissionsbetrachtung)  

- DWA A 138 (Versickerung von Niederschlagswasser). 

- Technische Gründächer mit Rückhaltefunktion des Niederschlagswassers werden 

empfohlen (besonders bei schlechter Versickerung des Bodens oder bei Problemen 

mit Regenrückhaltungen). 

- Zisternen zur Sammlung des Regenwassers und zur Bewässerung werden empfoh-

len. 

Ein wasserrechtliches Verfahren ist gegebenenfalls durchzuführen. 

4. Altlasten 

Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbeson-

dere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“  der ARGEBAU, 

der mit StMIS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91 in Bayern verbindlich eingeführt 

wurde, wird hingewiesen. 

Es wird empfohlen, eine Anfrage bezüglich eventueller Altlastenverdachtsflächen im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans beim Landratsamt Forchheim vorzunehmen, sofern noch 

nicht geschehen. 
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Sollten bei Erschließungs- und Baumaßnahmen Anzeichen gefunden werden, die auf einen 

Altlastenverdacht (Verdacht auf Altlasten, schädliche Bodenveränderungen, Grundwasser-

verunreinigungen) schließen lassen, ist das Landratsamt Forchheim umgehend zu informie-

ren. Weiterhin wäre bei Altlastenverdacht die Einbindung eines privaten Sachverständigen 

nach § 18 BBodSchG angezeigt. 

5. Zusammenfassung 

Unter Berücksichtigung der zuvor genannten Hinweise und Anmerkungen können wir der 

Planung aus wasserwirtschaftlicher Sicht zustimmen. 

 

Mit Freundlichen Grüßen 

gez. 

K L O C K E 
Abteilungsleiterin Lkr. Forchheim  
 

 


